Obergericht des Kantons Zurich

Il. Strafkammer

Geschafts-Nr.: SB170103-O/U/cw

Mitwirkend: Oberrichter lic. iur. Spiess, Prasident, Oberrichterin lic. iur. Bertschi,
Ersatzoberrichter lic. iur. Muheim sowie Gerichtsschreiberin lic. iur.
Leuthard

Urteil vom 19. September 2017

in Sachen

A. ,

Beschuldigter, Berufungsklager und Anschlussberufungsbeklagter

amtlich verteidigt durch Rechtsanwalt lic. iur. X.

gegen

Staatsanwaltschaft Ziirich-Limmat,

Anklagerin, Berufungsbeklagte und Anschlussberufungsklagerin

betreffend mehrfachen bandenmassigen Diebstahl etc.

Berufung gegen ein Urteil des Bezirksgerichtes Ziirich, 10. Abteilung, vom
29. November 2016 (DG160267)



Anklage:

Die Anklageschrift der Staatsanwaltschaft Zurich - Limmat vom 1. September
2016 ist diesem Urteil beigeheftet (Urk. 10/14).

Urteil der Vorinstanz:

1.  Der Beschuldigte ist schuldig

—  des mehrfachen bandenmassigen Diebstahls im Sinne von Art. 139
Ziff. 1in Verbindung mit Ziff. 3 Abs. 2 StGB teilweise in Verbindung mit
Art. 22 Abs. 1 StGB;

— der mehrfachen Sachbeschadigung im Sinne von Art. 144 Abs. 1
StGB;

- des mehrfachen Hausfriedensbruchs im Sinne von Art. 186 StGB;

— der mehrfachen Ubertretung des Betdubungsmittelgesetzes im Sinne
von Art. 19a BetmG.

2. DerBeschuldigte wird vom Vorwurf des Diebstahls, der Sachbeschadigung

sowie des Hausfriedensbruchs gemass Dossiernummer 10 freigesprochen.

3. Aufdie Anklage betreffend Ubertretung des Betdubungsmittelgesetzes ge-
mass Dossiernummer 11 im Zeitraum vom April 2013 bis zum 29. November

2013 wird nicht eingetreten.

4. DerBeschuldigte wird bestraft mit 36 Monaten Freiheitsstrafe wovon bis und
mit heute 78 Tage durch Untersuchungshaft erstanden sind sowie mit einer

Busse von Fr. 500.—.

5. DerVollzug der Freiheitsstrafe wird im Umfang von 18 Monaten aufgescho-
ben und die Probezeit auf 3 Jahre festgesetzt. Im Ubrigen, das heisst im
Umfang von 18 Monaten, abzlglich 78 Tage, die durch Untersuchungshaft

erstanden sind, wird die Freiheitsstrafe vollzogen.



Die Busse ist zu bezahlen. Bezahlt der Beschuldigte die Busse schuldhaft

nicht, so tritt an deren Stelle eine Ersatzfreiheitsstrafe von 5 Tagen.

Die mit Verfiugung der Staatsanwaltschaft Zurich-Limmat vom 19. Septem-
ber 2016 beschlagnahmten Fr. 500.— werden eingezogen und zur Verfah-

renskostendeckung verwendet.

Die mit Verfigung der Staatsanwaltschaft Zurich-Limmat vom 1. September

2016 beschlagnahmten Gegenstande (Sachkautions-Nummer ... und ...):

a) A...109 Mobiltelefon der Marke Samsung inkl. SIM-Karte "Swisscom",

weisses Kabel und schwarzer Stecker
b) A...582 Mobiltelefon der Marke iPhone
c) A...750 Schraubenzieher (2 Stick)
d) A...547 Handschuhe
e) A...077 iPad
f) A...086 Baseball Cap
g) A...111 Shirt
h) A...508 Schuhe
i) A...044 Mobiltelefon der Marke IPhone
j) A...536 Mobiltelefon der Marke HTC inkl. Speicherkarte
k) A...077iPod
[) A...185 Mobiltelefon der Marke IPhone inkl. SIM Karte und Bumper
m) A...972 MacBook Pro

n) A...480 Laptop HP inkl. Ladekabel
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werden beschlagnahmt und nach Eintritt der Rechtskraft auf erstes Verlan-
gen an die Berechtigten herausgegeben. Nicht abgeholte Gegenstande
werden nach Ablauf von 6 Monaten der zustandigen Lagerbehorde zur gut-

scheinenden Verwendung Uberlassen.

Folgende vom Forensischen Institut Zirich am 16. Mai 2015 sichergestellten

Gegenstande werden eingezogen und bei den Akten belassen:

Tatort-Fotografie (Asservat-Nr. A008'173'293)

— Handwerkzeug (Asservat-Nr. A008'173'306)

— DNA-Spur - Wattetupfer (Asservat-Nr. A008'173'475)

- Daktyloskopische Spur - Folie (Asservat-Nr. A008'173'317)
- Daktyloskopische Spur - Folie (Asservat-Nr. A008'173'395)
- DNA-Spur - Wattetupfer (Asservat-Nr. A008'173'431)

—  Schuhabdruckspur - Folie (Asservat-Nr. A008'173'442)

— Mikrospuren - Klebbandasservat (Asservat-Nr. A008'173'453)

Folgende vom Forensischen Institut Zurich am 22. Oktober 2015 sicherge-

stelten Gegenstande werden eingezogen und bei den Akten belassen:

—  Schuhsohlenvergleichsabdruck - Folie (Asservat-Nr. A008'604'271)
- DNA-Spur - Wattetupfer (Asservat-Nr. A008'604'340)

- DNA-Spur - Gegenstand (Asservat-Nr. A008'604'351)

—  Schuhsohlenvergleichsabdruck - Folie (Asservat-Nr. A008'604'282)
- DNA-Spur - Wattetupfer (Asservat-Nr. A008'604'384)

— DNA-Spur - Gegenstand (Asservat-Nr. A008'604'395)
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- Schuhsohlenvergleichsabdruck - Folie (Asservat-Nr. A008'604'306)
- Schuhsohlenvergleichsabdruck - Folie (Asservat-Nr. A008'604'328)

Der Beschuldigte wird (unter allfalliger solidarischer Haftung anderer Betei-
ligter) verpflichtet, den nachfolgenden Privatklagern die folgenden Schaden-

ersatzbetrage zu bezahlen:

— B. AG, vertreten durch C. (Dossier 26)
Fr. 441.70,
-  CaféD. , vertreten durch E. (Dossier 22)

Fr. 500.— zzgl. 5% Zins seit dem 3. Juli 2015,

- F. Versicherungen, vertreten durch G. (Dossier 22)
Fr. 1'909.—,

- Coiffeur-Salon H. , vertreten durch |. (Dossier 15)
Fr. 500.—,

- J. Versicherung AG, vertreten durch K. (Dossier 15)
Fr. 793.60,

- Gemeinde L. , vertreten durch M. (Dossier42)

Fr. 4'296.80 zzgl. 5% Zins seitdem 30. Juli 2015,

— Restaurant N. , vertreten durch O. (Dossier 36)
Fr. 792.—,

— P. Versicherungsgesellschaft AG, vertreten durch Q.
(Dossier 38)

Fr. 4'634.75 zzgl. 5% Zins seitdem 6. Januar 2016,

- R. AG, z.H. Herr S. , ... [Adresse] (Dossier 14)
Fr. 3'952.45 wobei die T. Versicherung durch ihre Zahlung in
Hohe von Fr. 1'976.20.— die Forderung subrogiert hat,
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13.

14.

15.

16.

17.

- u. AG, vertreten durch V. (Dossier 37)
Fr. 1'257.15 zzgl. 5% Zins seitdem 23. Juli 2015.

Im allfaligen Mehrbetrag werden die jeweiligen Schadenersatzbegehren auf

den Weg des Zivilprozesses verwiesen.

Die nachfolgenden Privatklager werden mit ihren Zivilansprichen vollum-

fanglich auf den Weg des Zivilprozesses verwiesen:

- Restaurant W. | ... [Adresse],

— AA. .. [Adresse],

— AB.__ Management AG (Dossier 18, 19 und 20),
- J._ Versicherungs-Gesellschaft, ... [Adresse],

Auf die Schadenersatzbegehren der Privatklager AC. (Dossier 21) und
AD. AG (Dossier 39) wird nicht eingetreten.

Das Genugtuungsbegehren des Privatklagers AE. in der Hohe von

Fr. 200.— wird abgewiesen.

Die Entscheidgeblhr wird festgesetzt auf:

Fr. 4'200.— ; die weiteren Auslagen betragen:
Fr. 2'100.—  Geblhr Anklagebehoérde
Fr. 880.— Auslagen Untersuchung

Fr. 16'190.55 amtliche Verteidigung.

Alifallige weitere Auslagen bleiben vorbehalten.

Die Kosten der Untersuchung und des gerichtlichen Verfahrens werden dem

Beschuldigten auferlegt.

Die Kosten der amtlichen Verteidigung werden auf die Gerichtskasse ge-

nommen; vorbehalten bleibt eine Nachforderung gemass Art. 135 Abs. 4



b)

StPO. Uber die Hhe der Kosten der amtlichen Verteidigung wird mit sepa-

ratem Beschluss entschieden.

Berufungsantrige:

Der Verteidigung des Beschuldigten:

(Urk. 42 S.2)

1. Esseiendie Ziffern 4 und 5 des Urteils des Bezirksgerichts Zurich vom
29.11.2016, Prozess-Nr. DG160267, aufzuheben;

die Anschlussberufung sei abzuweisen;

2.1. der Berufungsklager sei mit maximal 2 Jahren Freiheitsstrafe zu

bestrafen;

die Freiheitsstrafe sei nicht zu vollziehen und die Probezeit auf 2 Jahre

festzulegen;

2.2. eventualiter sei der Berufungsklager mit einer teilbedingten Freiheits-
strafe zu bestrafen, wobei der zu vollziehende Teil auf das gesetzliche

Minimum von 6 Monaten festzusetzen sei;
2.3. jeweils unter Anrechnung der erstandenen Untersuchungshaft;

3. unter Kosten- und Entschadigungsfolgen zuziglich 8% Mwst. zu

Lasten des Staates.

Der Staatsanwaltschaft Zirich-Limmat:

(Urk. 41 S. 1)

1.  DerBeschuldigte sei mit einer Freiheitsstrafe von 48 Monaten zu

bestrafen.

2. Die Strafe sei vollumfanglich zu vollziehen.



Erwagungen:

l. Prozessuales

1. Berufungsanmeldungen und -erklarungen

Die Berufungsanmeldung des Beschuldigten tragt das Datum des 29. Novembers
2016 und damit der Eréffnung des erstinstanzlichen Urteils (Urk. 13, Prot. I S. 5
und 12 ff.). Ein Couvert mit Poststempel liegt nicht bei den Akten. Die Eingabe
ging jedoch am 1. Dezember 2016, und damit rechtzeitig, bei der Vorinstanz ein
(Urk. 13, Art. 399 Abs. 1 StPO, Art. 90 Abs. 2 StPO). Am 20. Februar 2017 nahm
die Verteidigung den begrindeten Entscheid entgegen (Urk. 22/2). Die Beru-
fungserklarung gab sie am 9. Marz 2017, wiederum fristgerecht, zur Post (Urk. 25,
Art. 399 Abs. 3 StPO).

Mit Prasidialverfigung vom 13. Marz 2017 (Urk. 26) wurde der Staatsanwaltschaft
und den Privatklagern Frist angesetzt, um Anschlussberufung zu erheben. Die
Staatsanwaltschaft nahm die Verfligung am 20. Marz 2017 entgegen (Urk. 27/2)
und erklarte mit Eingabe vom 4. April 2017, eingegangen an der Kammer am Fol-
getag, rechtzeitig Anschlussberufung (Urk. 28). Kein Rechtsmittel ergriffen die
Privatklager.



2. Teilrechtskraft

Der Beschuldigte ficht das erstinstanzliche Urteil einzig mit Bezug auf die Hohe
der Freiheitsstrafe (Ziff. 4 des Dispositivs) und den Vollzug derselben (Ziff. 5) an.
Er beantragt die Senkung der Strafe von 36 auf 24 Monate und die Gewahrung
des bedingten Strafvollzugs unter Ansetzung einer Probezeit von 2 Jahren. Even-
tualiter sei - bei Ausfallung einer teilbedingten Freiheitsstrafe - der zu vollziehende

Teil auf das gesetzliche Minimum von 6 Monaten festzusetzen.

Die Staatsanwaltschaft verlangt mitihrer Anschlussberufung eine Freiheitsstrafe
von 48 Monaten, womit ein teilbedingter Vollzug von Gesetzes wegen ausge-

schlossen ware.

Mittels Beschluss ist somit festzustellen, dass der erstinstanzliche Entscheid mit
Ausnahme der Ziffern 4, 5 und 6 (Freiheitsstrafe, Vollzug derselben, Busse und

Ersatzfreiheitsstrafe) rechtskraftig ist.

3. Beweiserganzungsantrage

Als Beilage zur Eingabe vom 25. August 2017 (Urk. 37) reichte die Verteidigung
einen an die SVA Zurich gerichteten arztlichen Bericht vom 20. Juni 2017 Uber die
seit Anfang Februar 2017 laufende psychiatrisch-psychotherapeutische Behand-
lung des Beschuldigten (Urk. 38) zu den Akten. Darauf wird im Rahmen der Er-

wagungen zur Strafzumessung und zum Vollzug eingegangen werden.

Vorweggenomen sei, dass sich die - von der Verteidigung gleichzeitig (ohne Be-
grundung) beantragte - Befragung des mitunterzeichnenden Fachpsychologen

lic. phil. AF.___als Zeuge als nicht angezeigt erweist. Die Diagnose im Bericht
ist hinreichend aussagekraftig und weiterer Ausfuhrungen des Psychologen, des-
sen therapeutische Tatigkeit sich auf das berufliche Fortkommen des Beschuldig-

ten konzentriert, bedarf es nicht.
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Il. Strafzumessung

1. Grundsatzliches und Strafrahmen

Im erstinstanzlichen Entscheid finden sich Ausfihrungen Uber die Strafarten, die
Bemessung des Strafrahmens und die Kriterien zur Festsetzung der Strafe inner-
halb dieser Spanne (Urk. 24 S. 14 bis 16, Ziff. 1-3). Darauf kann zur Vermeidung
unnotiger Wiederholungen verwiesen werden, mit der Anmerkung, dass das ab-
schliessende Zitat dem StGB-Kommentar Donatsch/Flachsmann/Hug/Weder der
Auflage 2013 und nicht - wie versehentlich angegeben - derjenigen aus dem Jah-

re 2006 entstammit.

Ausgehend von der Strafdrohung von Art. 139 Ziff. 1 in Verbindung mit Ziff. 3
Abs. 2 StGB und unter korrektem Hinweis auf das Fehlen von aussergewohnli-
chen, die Ausweitung des Rahmens flr bandenmassigen Diebstahl erheischen-
den Umstanden (vgl. dazu BGE 136 IV 55 ff.), ging die Vorinstanz zutreffend da-
von aus, fur die Verbrechen und Vergehen des Beschuldigten sei eine Strafe von
mindestens 180 Tagessatzen und hochstens 10 Jahren Freiheitsstrafe auszufal-

len.

2. Tatkomponente

2.1. Bandenmassiger Diebstahl

2.1.1. Objektive Tatschwere

Nachdem sich der Beschuldigte und sein Mittater AG.___ im Mai 2015 mittels
eines gemeinsamen Diebstahls im AH.__ -Markt Schraubenzieher und Hand-
schuhe beschafft hatten, versuchten sie (zuweilen mit weiterer Mittatern) in den
folgenden zwei Monaten ca. 30 Mal, in gewerblich genutzte Raumlichkeiten (in
zwei Fallen sogar zwei Mal in die gleichen, Dossiers 21 und 43 sowie 22 und 44)
einzudringen und dort Wertsachen zu erbeuten. Dabei unternahmen AG._
und der Beschuldigte zuweilen regelrechte Diebestouren mit bis zu 13 Einbrichen
bzw. Einbruchsversuchen in einer Nacht. So verluden sie ihre Fahrrader in die

S-Bahn, fuhren mit dieser nach ... oder etwas weiter und radelten dann der nach
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ihrer Vorstellung besonders eintraglichen ,Goldkuste“ entlang zurtick nach Zirich
(z.B. Ordner 2 Urk. 8 S. 7), wobei sie sich jeweils spontan entschlossen, zu wel-

chen Liegenschaften bzw. Geschaften sie sich Zugang verschaffen wollten.

In gut der Halfte aller begangenen Taten zogen der Beschuldigte und sein(e) Mit-
tater mit Diebesgut ab, wobei sich ein Deliktsbetrag von Uber Fr. 30'000.— sum-
mierte und die Beute bzw. deren Erlds jeweils aufgeteilt wurde. Die Ubrigen Male

blieb es beim Versuch (vgl. dazu unten Ziff. 2.1.3).

Wie erwahnt verlbten der Beschuldigte und AG._ die meisten Diebstahle zu
zweit. Sie bildeten so die kleinstmogliche Form einer Bande. In 8 Fallen wirkten
allerdings auch noch eine oder mehrere weitere Personen mit. Bandenmassige
Tatbegehung erhoht im Vergleich zu derjenigen von Einzeltatern infolge der ge-
genseitigen physischen und psychischen Unterstitzung die Erfolgswahrschein-
lichkeit und die Gefahrlichkeit der Delinquenz und fuhrt in casu zu einer modera-

ten Straferhdhung.

Der Beschuldigte war bei den Taten zwar nicht die treibende Kraft (vgl. dazu etwa
Urk. 7 S. 6 und Ordner 2 Urk. 8 S. 6), machte aber bereitwillig mit und fungierte in
der Regel als Aufpasser (wahrend AG._ einbrach und die Raumlichkeiten
durchsuchte), womit ihm eine wichtige Rolle bei der Tatveribung zukam. In im-
merhin einem Viertel der Falle war der Beschuldigte aber auch inden Raumlich-

keiten und beteiligte sich an der Suche bzw. Wegnahme von Wertsachen.

Die Tater wahlten fur die Diebstahle vermeintlich menschenleeren Geschafts-
raumlichkeiten aus. Wohnungen mied man, vor allem, um allféligen Konfrontatio-
nen aus dem Weg zu gehen (Ordner 2 Urk. 9 S. 3 sowie Urk. 8 S. 6). Als
AG.__ einmal unerwartet auf eine schlafende Person stiess, suchten er und
der Beschuldigte denn auch sofort das Weite (Dossier 47). Ebenso entfernten
sich die Tater ein andermal, als sie einen Wachmann wahrnahmen (Dossier 7).
Die objektive Tatschwere von Diebstahlen in (zur Tatzeit) unbewohnten Objekten
wird in Lehre und Rechtsprechung richtigerweise als wesentlich geringer einge-
stuft als diejenige beim Aufsuchen von privaten Wohnungen oder Einfamilienhdu-

sern zum selben Zweck. Nicht nur erhoht sich bei letzterer Konstellation die Ge-



-12 -

fahr einer tatlichen Auseinandersetzung; solche Einbriche hinterlassen bei den
Bewohnern oft auch Uber lange Zeit ein Gefuhl der Verunsicherung oder gar
Angst. Demgemass spricht sich etwa die Oberstaatsanwaltschaft des Kantons Zi-
rich in ihren aktuellen Strafmassempfehlungen bei einem Wohnungs- statt einem

Geschaftseinbruch fir eine um die Halfte erhohte Strafe aus.

Geht man hypothetisch davon aus, alle Diebstahle waren voll- und beendet wor-

den, ware angesichts

- der grossen Anzahl Diebstahle in kurzer Zeit und mit bereits erheblichem De-
liktsbetrag (rund 30 Diebstahle innerhalb von zwei Monaten, Beute
Fr. 30'000.-),

- des Vorgehens in Form einer kleinen, nicht besonders organisierten, spontan
und wenig professionell agierenden (man benutzte in der Regel einen einfa-

chen Schraubenzieher, selten einen Stein) Bande,

- der Rolle des Beschuldigten, der nicht die Initiative fur die Taten ergriff und

uberwiegend einzig als Aufpasser fungierte und

- der (im Vergleich zu Wohnungseinbrichen) verschuldensmindernd zu ge-
wichtenden Beschrankung auf gewerblich genutzte, unbewohnte Einbruchs-

objekte,

von einem bereits knapp mittleren objektiven Verschulden auszugehen, was zu

einer Einsatzstrafe von 45 Monaten fihrt.

2.1.2. Subjektive Tatschwere

Der Beschuldigte handelte bei den bandenmassigen Diebstahlen stets wissentlich

und willentlich, also mit direktem Vorsatz.

Was die Beweggriinde betrifft, so gab der Beschuldigte an, unter Einfluss
schlechter Gesellschaft (insbesondere von AG.____ ), aus Langeweile, Geldnot
und unter Drogeneinfluss delinquiert zu haben (Urk. 7 S. 6 sowie Ordner 2 Urk. 9
S.3und Urk. 11 S. 28).
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Der Beschuldigte war im Tatzeitraum finanziell zwar nicht auf Rosen gebettet.

Von einer pekuniaren Notsituation kann indes keine Rede sein.

Der Beschuldigte fihrte mehrmals aus, seine Mutter gewahre ihm Kost und Logis,
komme daruber hinaus fir Kleider, Telefonkosten und Versicherung, ja fur ,alles®
auf, und er erhalte auch Taschengeld (Ordner 2 Urk. 3 S. 10, Ordner 2 Urk. 10

S. 3,vgl. auch Urk. 7 S. 2 ff.).

Zudem arbeitete er vor den Delikten zeitweise temporar im Restaurant

LAH.  “(Ordner 2 Urk. 3 S. 7 f.), und betatigte sich als Organisator von Par-
tys. Die Delikte wurden nach eigenen Aussagen des Beschuldigten (Ordner 2 Urk.
9S.3und 4, vgl. dort auch Urk. 7S.17 und Urk. 8 S. 7) nach dem Ausgang be-
gangen, und das gestohlene Bargeld wiederum fur den Ausgang verwendet (und

nicht etwa fur Lebensnotwendiges).

Eine Verschuldensreduktion ergibt sich aus der finanziellen Situation des Be-

schuldigten nicht.

Dass der Umgang mit AG.___ - der bereits wegen einschlagiger Taten eine
Zeitlang ,gehockt® war, was der Beschuldigte wusste (Urk. 7 S. 6) - den Ent-
schluss des Beschuldigten zur Begehung der Einbruchdiebstahle beeinflusste
(vgl. etwa Ordner 2 Urk. 9 S. 3), ist vorstellbar. Allerdings bestand fur den Be-
schuldigten keinerlei Zwang, sich mit AG.__ einzulassen. Er konnte sich sei-
nen Freundeskreis selbst aussuchen. Der Beschuldigte machte auch nie geltend,
von AG.__ oder anderen Mittatern gleichsam zu den Delikten gedrangt oder
gar genotigt worden zu sein; vielmehr machte er wie bereits erwahnt bereitwillig
mit. Kommt hinzu, dass der Beschuldigte bereits friiher einschlagige Delikte be-
gangen hatte, weshalb sein Vorbringen, von AG.___ negativ beeinflusst wor-
den zu sein, noch mehr an Gewicht verliert. Auch diesbezlglich fallt eine Ver-

schuldensminderung letztlich ausser Betracht.

Weiter lag es in der Selbstverantwortung des Beschuldigten, der Langeweile etwa
mit sportlicher Aktivitat, die keines grossen finanziellen Hintergrunds bedarf, Le-

sen oder einem anderen Hobby zu begegnen, wie er heute sinngemass auch ein-
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raumt. Niemand kann Delinquenz erfolgreich damit rechtfertigen, dass ihm kein

anderer Einfall gekommen ist, um seine Freizeit zu verbringen.

Der Beschuldigte rauchte seit Jahren Marihuana. Kokain habe er bei den Ein-
bruchdiebstahlen ,wegen Paranoiaschuben und weil es zu teuer war“ nie konsu-
miert. Hingegen habe er sich vor den Einbrichen Amphetamine zugeflhrt, ,um
die Hemmungen und Angst wegzubekommen® (Ordner 2 Urk. 8 S. 5). Sollte der
Beschuldigte in diesem Zusammenhang eine verschuldenssenkende verminderte
Schuldfahigkeit geltend machen, ware er damit schon deshalb nicht zu hdéren, weil
er sich bewusst - die Taten voraussehend - in diesen Zustand versetzt hatte. Es

lage eine so genannte actio libera in causa im Sinne von Art. 19 Abs. 4 StGB vor.

Wie bereits die Vorinstanz zutreffend ausfuhrte, erinnerte sich der Beschuldigte
aber in der Untersuchung (unter anderem auch auf der Tatortsuchfahrt, vgl. dazu
Ordner 2 Urk. 4) an derart zahlreiche Details mit Bezug auf die veribten Taten (so
ubrigens auch die Verteidigung in Prot. | S. 9), dass ein relevanter Drogeneinfluss
mit Fug verneint werden kann (Urk. 24 S. 18; vgl. dazu das Protokoll der Tatort-
suchfahrt sowie Prot. | S. 9). Erganzend ist festzuhalten, dass der Beschuldigte im
Ubrigen auch in der Lage war, auf den Diebestouren eine verhaltnismassig lange
Strecke Velo zu fahren. Einmal kletterte er zudem einer Wand entlang, um auf ei-
ne Terrasse zu gelangen (Dossier 47). Die erhaltene Bewegungskoordination ist
ebenfalls ein Indiz dafur, dass die Einsichts- und Steuerungsfahigkeit des Be-

schuldigten jedenfalls nicht nennenswert durch Drogenkonsum vermindert war.

Zu keiner Strafminderung gemass Art. 19 in Verbindung mit Art. 48a StGB fuhrt
im Weiteren, dass der Beschuldigte unter einer Aufmerksamkeitsdefizit-
Hyperaktivitatsstorung (ADHS) litt und leidet (Urk. 11, Urk. 38), denn eine solches
Syndrom beeintrachtigt die Einsichts- und Steuerungsfahigkeit bei der Begehung

von Einbruchdiebstahlen nicht; es fehlt mithin ein Kausalzusammenhang.

Der von der Verteidigung eingereichte arztliche Bericht der Psychiatrisch-
Psychotherapeutischen Gemeinschaftspraxis .../AF. (Urk. 38) befasst sich
mit der beruflichen Entwicklung des Beschuldigten bzw. den psychischen Hinder-

nissen, welche anzugehen sind, damit eine Ausbildung erfolgversprechend
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durchgefuhrt werden kann und ist denn auch an die Sozialversicherungsanstalt
Zirich gerichtet. Neben dem bereits erwahnten ADHS-Syndrom wird im Bericht
die Vermutungsdiagnose einer ,dissozialen Personlichkeitsstorung“ nach ICD
60.2 gestellt. Typisch fur eine solche Stérung sind eine deutliche und andauernde
Verantwortungslosigkeit und Missachtung sozialer Normen, Regeln und Verpflich-
tungen sowie eine reduzierte Fahigkeit zum Erleben von Schuldbewusstsein oder
Lernen aus Erfahrung, besonders aus Bestrafung (vgl. die Klassifizierung durch
die WHO unter www.who.int und Dilling/Mombour, Internationale Klassifikation
psychischer Storungen: ICD-10 Kapitel V (F) — Klinisch—diagnostische Leitlinie,
10. Auflage, 2015). Auch wenn sich der Bericht dartber nicht explizit aussert,
sondern lediglich ausbildungsbezogene Auffalligkeiten wie eine Problematik im
Umgang mit Autoritaten, eine niedrige Frustrationstoleranz und fehlendes Durch-
haltevermodgen thematisiert, rechtfertigt es sich angesichts der Grunddiagnose,

beim Beschuldigten von einer leicht verminderten Schuldfahigkeit auszugehen.

Nach dem Gesagten ist das Verschulden - immer unter der Prasumtion, alle
Diebstahle seien vollendet worden - unter Bertcksichtigung der subjektiven Tat-
komponente weiterhin als noch als leicht zu qualifizieren. Die Einsatzstrafe ist auf

39 Monate zu reduzieren.

2.1.3. Berucksichtigung der Diebstahls-Versuche

Bei knapp der Halfte der Taten blieb es beim unvollendeten Versuch, was nach
der Rechtsprechung zu einer Strafminderung fuhren muss. Wie hoch diese aus-

fallt, ist unter Berlcksichtigung der konkreten Umstande zu ermitteln.

In den meisten dieser Falle gelang es entweder dem Beschuldigten nicht, sich mit
dem mitgefihrten Schraubenzieher Zugang zu den Raumlichkeiten zu verschaf-
fen oder fand sich im Einbruchsobjekt nichts Werthaltiges wie Bargeld oder elekt-
ronische Gerate (worauf sie es vornehmlich abgesehen hatten). Diese Tatsachen
mussen zwar zu einer Strafreduktion aus objektivem Grund fuhren, denn die
Rechtsgutsverletzung, die Aneignung einer fremden beweglichen Sache, ist nicht

erfolgt. Die Tater unternahmen aber alles, was in ihrer Macht stand, um zu den
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Wertsachen zu gelangen und sie stehlen zu kdnnen; verhindert wurde dies allein

aufgrund ausserer Umstande, die sie nicht zu beeinflussen vermochten.

Anders verhalt es sich mit den nachfolgend angeflhrten drei versuchten Dieb-
stahlen. Einmal entdeckten sie einen Securitas-Wachmann (Dossier 7), weshalb
sie abzogen, um eine allfallige Konfrontation zu vermeiden, ein andermal traf der
eindringende Mittater Uberraschend auf eine schlafende Person (Dossier 47), wo-
rauf er umgehend das Weite suchte, und beim dritten Mal entdeckten die Tater
eine Videokamera (Dossier 37) und brachen das Vorhaben deshalb ab. Es ist
nicht erstellt, dass diese Hindernisse unuberwindlich waren bzw. den Tatern so
erschienen. Vielmehr ist davon auszugehen, dass es ihnen, waren die Diebe kalt-
schnauzig gewesen, indiesen Fallen durchaus maoglich gewesen ware, Beute zu
machen. Sie entschieden sich aber zum Abbruch. Es liegt ein Ricktritt im Sinne
von Art. 23 Abs. 1 StGB vor. Fur die Annahme eines solchen kommt es auf die
sittiche Qualitat des Beweggrunds nicht an: Auch die Furcht vor Strafe (bzw. dem
Erwischt-werden) genugt (Mathys, Leitfaden Straffzumessung, Basel 2016, N
135; BGE 118 IV 366). Fur den Grad der aus dem Rucktritt resultierenden Herab-
setzung der Strafe ist das Motiv hingegen von Bedeutung. Eine hohe Strafreduk-
tion oder gar eine Strafbefreiung kann daher vorliegend nicht Platz greifen, denn
die Tater traten nicht aus Einsicht bzw. Reue im Hinblick auf ihr strafbares Tun

zuriick.

In der Gesamtschau erweist sich aufgrund der Taten, bei denen es beim Versuch

blieb, eine Reduktion der Freiheitsstrafe von 39 auf 33 Monate als angebracht.

2.2. Mehrfache Sachbeschadigung

Die Tater begingen 26 Sachbeschadigungen. Der Delikisbetrag Ubersteigt mit
rund 38'000 Franken denjenigen der Diebstahle.

Als Mittater von AG. , der jeweils Schlésser aufbrach und Fenster einwarf,
muss der Beschuldigte sich dessen Delikte anrechnen lassen, soweit dies der
Begehung der Diebstahle diente. Dass der Beschuldigte diese Sachbeschadigun-

gen nicht eigenhandig begangen hat, lasst sein diesbezlgliches Verschulden
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aber als etwas geringer erscheinen. Der Beschuldigte war indes nicht untatig,
wahrend sich AG. an den Schldéssern und Scheiben zu schaffen machte,

sondern hielt Ausschau nach Personen, welche ihr Vorhaben gefahrden konnten.

Deutlich strafmindernd ist zu bericksichtigen, dass es sich bei den meisten Sach-
beschadigungen um fir die Diebstahle erforderliche Begleitdelikte handelte. Sinn-
gemass kann hinsichtlich der subjektiven Tatschwere denn auch auf das dort Ge-

sagte verwiesen werden.

Was allerdings den vom Beschuldigten und seinem Komplizen absichtlich offen
gelassenen Kihischrank beim Einbruch in das Restaurant ,AH.__ “ (Dossier
29) betrifft, was dazu flhrte, dass die im Frigidaire gelagerten Lebensmittel unge-
niessbar wurden, so trifft den Beschuldigten diesbezlglich ein erhebliches Ver-
schulden. Zur Begehung des Diebstahls war ein solches Tun nicht nétig. Es stellt
einen reinen Vandalenakt dar. Wenn sich der Beschuldigte, der in jenem Sommer
zeitweise inder ,AH.__ “ gearbeitet hatte, von den Betreibern ungerecht be-
handelt gefuhlt hatte, weil er wenig Lohn und keinen Vertrag erhalten hatte (Ord-
ner 2 Urk. 3 S. 7 f.), relativiert dies das Verschulden nur marginal; um sich gegen
ein unrechtmassiges Arbeitgeberverhalten zu wehren bzw. es ahnden zu lassen,
hatten andere, legale Mittel zur Verfigung gestanden. Nicht damit erklaren, dass
sich die Tater Zugang zu Wertsachen verschaffen wollten, lasst sich auch, dass
sie im Restaurant Al.___ drei Kuhifacher demolierten (Dossier 34). Bezlglich

dieser beiden Taten ist eine Strafminderung ausgeschlossen.

Unter Berucksichtigung der mehrfachen Tatbegehung und in Anwendung des As-

perationsprinzips ist die Strafe um 8 Monate auf 41 Monate zu erhdhen.

2.3. Hausfriedensbruch

19 Mal betraten die Tater unrechtmassig fremden Boden. Diese Hausfriedensbru-
che waren jedoch unumganglich, um die Diebstahle begehen zu kdnnen; sie wa-

ren wiederum Begleitdelikte.

Das Verschulden wiegt diesbezuglich eher leicht, weshalb die Strafe aspirierend

um 2 auf 43 Monate zu erhdhen ist.
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3. Taterkomponente

3.1. Vorleben und personliche Verhaltnisse

Der heute 22-jahrige Beschuldigte wurde in der Schweiz geboren, lebte danach
aber zunachst in Frankreich. Zum leiblichen Vater hat er nur wenig Kontakt, lies-
sen sich die Eltern doch schon im Zeitraum um die Geburt scheiden. Mit 6 oder 8
Jahren kam der Beschuldigte zurlick in die Schweiz und wuchs (weiterhin) bei
seiner Mutter sowie spater dem Stiefvater, der ... Staatsburger ist, hierzulande
auf. Das Verhaltnis zu seiner Mutter und seinem Stiefvater bezeichnet der Be-
schuldigte als gut. Mit 15 Jahren lernte er darlber hinaus noch seine zwei alteren
Halbgeschwister kennen (dazu und zum Folgenden Urk. 7 S. 1 ff., Prot. Il S. 6 ff,,
Urk. 38 S. 1, Ordner 2 Urk. 1 S. 2., Ordner 2 Urk. 2 S. 2, Ordner 2 Urk. 10 S. 4).

14-jahrig kam der Beschuldigte nach Schulschwierigkeiten - die unter anderem in
einem ADHS-Syndrom grundeten, aber gemass eigenen Aussagen des Beschul-
digten auch wegen Schwanzens des Unterrichts - in ein Internat (wo das ADHS
wahrend zwei Jahren medikamentés behandelt wurde). Zwei Jahre spater absol-
vierte der Beschuldigte ein Berufswahljahr. Anschliessend begann er mit
(Schnupper-)Lehren als Gipser und Koch, brach jedoch beide Ausbildungen ab,
erstere schon nach sechs Monaten, weil er sich mit dem Lehrmeister Uberwarf. In
der Folge hatte der Beschuldigte nie eine Festanstellung inne, sondern arbeitete
ab und zu temporar in verschiedenen Bereichen (Logistiker, Bauarbeiter, Metall-

bauer, ,Zlgelmann®).

Im Zeitpunkt der Hauptverhandlung war der Beschuldigte mit einem Stundenlohn
von Fr. 20.— bis 25.— etwa 8 bis 12 Stunden pro Woche temporar im Bereich Lo-
gistik tatig (Urk. 7 S. 2 f.; vgl. Urk. 9 S. 4 und Urk. 10/4). Die Verteidigung reichte
vor Vorinstanz sodann einen ,Projektvertrag” ein, wonach der Beschuldigte seit
dem 3. Oktober 2016 - ohne Anspruch auf ein fixes Arbeitspensum, mithin auf Ab-
ruf - wahrend ein bis drei Tagen pro Woche als ,Promoter” fir den Verkauf von
Zigaretten arbeiten konne (Urk. 9 S. 4, Urk. 10/1). Schliesslich organisierte er et-

wa ein Mal pro Monat Partys.
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Er plante gemass seinen weiteren Ausfuhrungen vor Vorinstanz, mit dem Lohn
aus der Temporararbeit ,in die Modewelt® einzusteigen, indem er mit seinem Mit-
bewohner T-Shirts und Pullover designen wirde, wozu er Stoff in der Turkei ein-
kaufen und ,ein Etikett reinmachen® wirde; zwei Geschafte hatten sich schon be-

reit erklart, fur ihn auszustellen (Urk. 7 S. 3 f.).

13

Ausserdem erklarte der Beschuldigte, er kdnne ab Januar 2017 ,per Vitamin B
bei AJ. arbeiten (Urk. 7 S. 3, Urk. 9 S. 4). Er wolle dann - so die Verteidi-
gung - ,wohl auch eine Lehre anfangen®; die diesbezlglichen Vertragsverhand-

lungen seien allerdings noch im Gang (Urk. 9 S. 4 und Prot. | S. 8).

Der Beschuldigte ist inzwischen bei seiner Mutter ausgezogen und lebt zusam-
men mit seinem Stiefvater in einer Wohngemeinschaft. Sein Mietanteil betragt

Fr. 500.—, wobei das Sozialamt derzeit fur seinen Lebensunterhalt aufkommt
(Prot. I S. 11 und S. 16). Seine von ihm noch vor Vorinstanz geschilderten Be-
rufsplane haben sich zerschlagen (Prot. Il S. 11). Doch will er nun mit Unterstut-
zung der IV nochmals zur Schule gehen, um den verpassten Schulstoff aufzuho-
len und hernach eine Lehre als Automechaniker zu absolvieren. Am

25. September 2017 hat er deshalb einen Termin zur beruflichen Abklarung beim
Kompetenzzentrum fur berufliche Integration .... Wenn er mit der Schule beginne,
werde er von der IV mit ca. Fr. 3'000.— bis Fr. 3'500.— unterstitzt (Prot. Il S. 6,

S. 8f. und S. 11; Urk. 43). Der Beschuldigte hat Schulden beim Staat und bei Pri-
vaten in der HOhe von insgesamt ca. Fr. 25'000.—; er sei bestrebt, diese zu be-
gleichen. Was die Schulden beim Staat betreffe, habe er Abklarungen getroffen,

um diese mittels Sozialstunden zu tilgen (Prot. Il S. 12).

Eine schwere Kindheit oder Jugend ist nicht ersichtlich. Insbesondere ist wie er-
wahnt ein strafzumessungsrelevanter Zusammenhang zwischen ADHS und vor-
liegender oder vergangener Delinquenz nicht ersichtlich. Dass der Beschuldigte
auf Bewerbungen fur Dauerstellen anscheinend stets Absagen erhalten hat, durf-
te vorwiegend an der fehlenden Ausbildung liegen und daran, dass er jeweils nur
temporar und dabei bloss wenige Stunden pro Woche arbeitete, sonst lieber dem
Mussiggang nachging oder - etwas weniger gewahlt ausgedruckt - herumlungerte

bzw. neudeutsch ,chillte”. Dieses Verhalten basiert wiederum, wie aus dem von
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der Verteidigung eingereichten arztlichen Bericht erhellt, weitgehend auf man-
gelndem Durchhaltewillen, einer geringen Frustrationstoleranz und einer Proble-
matik im Umgang mit Autoritaten (vgl. Urk. 38). Um dem entgegenzuwirken, hatte
der Beschuldigte - sofern er sein Verhalten nicht im Alleingang zu andern ver-
mochte - schon friher fremde Hilfe in Anspruch nehmen kénnen. Immerhin hat
der Beschuldigte dies nun selber eingesehen. Seit Februar 2017 begibt er sich
einmal pro Woche in psychologische Behandlung und bemiht sich darum, zu ei-
ner Ausbildung zu kommen. Zudem betreibt er seit April 2017 regelmassig Sport,

womit er u.a. sein Durchhaltevermdgen starken will (Prot. I S. 6, S. 10 und S. 15).

Der Beschuldigte rauchte seit vielen Jahren regelmassig Marihuana und konsu-
mierte daneben auch Amphetamine und Kokain, ohne in einen Suchtzustand zu
verfallen (vgl. dazu bereits die Ausfihrungen im Rahmen der subjektiven Tat-
schwere). Aktuell trinke er keinen Alkohol mehr und konsumiere - abgesehen von
Cannabis - auch keine Drogen (Prot. II S. 16 f.).

Zusammenfassend ergibt sich aus dem bisherigen Ausfihrungen zum Vorleben
und den personlichen Verhaltnissen des Beschuldigten nichts Strafminderndes

oder -erhbhendes.

3.2. Vorstrafen*

Am 12. April 2013 erging ein teilweise einschlagiger Strafbefehl der Jugendan-
waltschaft Zurich (Urk. 35/10). Der Beschuldigte hatte Ende Januar oder Anfang
Februar 2012, noch 16-jahrig, mit drei Mittatern, selber ,Schmiere® stehend, einen
Einbruchdiebstahl in eine Eventhalle in Zlrich begangen; mitgenommen wurde
Unterhaltungselektronik. FUnf Monate betatigte sich der Beschuldigte am selben
Ort als Aufpasser, wahrend seine 5 Mittater in die Eventhalle einbrachen und
Elektronik sowie zwei Dutzend Flaschen Wodka stahlen. Noch einmal 2 2 Mona-
te danach beteiligte sich der Beschuldigte mit drei Komplizen, diesmal selbst ein-
dringend, an einem dritten Einbruchdiebstahl in der Eventhalle; die Tater nahmen
Bargeld und Getranke mit. Anfang Dezember 2012 schliesslich war der Beschul-
digte in eine tatliche Auseinandersetzung mit mehreren Personen, unter anderem

einem Polizeibeamten, verwickelt. Mit dem Strafbefehl wurde der Beschuldigte
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wegen Angriffs, Gewalt und Drohung gegen Behorden und Beamte und mehrfa-
chen Diebstahls mit 10 Tagen Freiheitentzug, wovon 2 Tage durch Haft erstanden
waren, bestraft, wobei ihm der bedingte Strafvolizug mit 18 Monaten Probezeit
gewahrt wurde. Gleichzeitig wurde eine personliche Betreuung im Sinne von

Art. 13 JStG angeordnet.

Diese einschlagige Vorstrafe (wie auch die damals erlittene zweitagige Untersu-
chungshaft) vermochte den Beschuldigten offensichtlich nicht hinreichend zu be-
eindrucken, um nicht wieder straffallig zu werden. Er manifestiert damit eine Un-

belehrbarkeit, die nach einer Straferhdhung ruft.

Zwei Jahre spater, am 12. August 2015, musste der Beschuldigte abermals -
diesmal nach Erwachsenenstrafrecht - wegen einer einschlagigen Tat ins Recht
gefasst werden. Er war in der Nacht vom 31. Januar auf den 1. Februar 2015,
nachdem sein Mittater eine Scheibe eingeschlagen hatte, unbefugt in das Gebau-
deder AK.___ Schule an seinem Wohnort in AL.___ eingedrungen, um so
an Bargeld und leicht zu verkaufende Gegenstande zu gelangen, stiess aber auf
nichts dergleichen. Der Strafbefehl lautete auf eine unbedingte Geldstrafe von 60
Tagessatzen a Fr. 30.— (Urk. 34/13).

Von diesem Strafbefehl wusste der Beschuldigte im Zeitpunkt der Begehung der
heute zu beurteilenden Taten (die héchstens bis zum 31. Juli 2015 dauerte, Dos-
sier 47) allerdings noch nichts, denn er erging erst danach, am 12. August 2015.
Es war ihm wahrend der vorliegenden Delinquenz nicht einmal bekannt, dass eine
Untersuchung gegen ihn lief. Mit dieser Tatsache wurde er erstmals anlasslich ei-
ner polizeilichen Befragung am 6. August 2015 konfrontiert (Urk. 34/5 S. 1). Er hat
damit, anders als von der Vorinstanz erwogen (Urk. 24 S. 20 f.), die vorliegenden
Taten nicht wahrend (ihm bekannter) laufender Strafuntersuchung veribt, wes-
halb sich unter diesem Gesichtspunkt auch keine Straferhdhung rechtfertigt. Dass
der Beschuldigte den Einbruch in die Schule zwischen dem Strafbefehl der Ju-
gendanwaltschaft und den hier interessierenden Taten verlbte, darf aber - insbe-
sondere als Ausdruck seiner Bereitschaft zur Begehung einschlagiger Delikte und
damit seiner generellen kriminellen Energie - sehr wohl straferhohend bericksich-

tigt werden.
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Die Strafanhebung fiur all dies darf nun aber entgegen der Auffassung der Vo-
rinstanz nicht 1/4 der Strafe nach Beurteilung der Tatkomponenten (dort 44 Mona-
te), mithin 11 Monate, betragen (selbst wenn ein Handeln wahrend laufender
Strafuntersuchung hinzugekommen ware). Eine prozentuale Erhéhung der neuen
Strafe ist vielmehr abzulehnen, denn das fuhrt dazu, dass je nach Hohe der neu-
en Einsatzstrafe die gleiche Unbelehrbarkeit unterschiedlich sanktioniert wird. Fir
den Zuschlag wegen einer Vorstrafe muss deshalb die Hohe der friheren Strafe
entscheidend sein. Um das Verhaltnismassigkeitsprinzip zu wahren und eine fak-
tische Doppelbestrafung auszuschliessen, darf die Erhéhung nur einen Teil der
Vorstrafe(n) ausmachen (Mathys, Leitfaden Straffzumessung, Basel 2016,

N 236 ff., insb. N 238 f.). In casu rechtfertigt sich eine Erhdhung der Freiheitsstra-

fe um 1 1/2 Monate.

Nicht in den Deliktszeitraum fallen die Ereignisse, die zum Strafbefehl vom 2. Juni
2017 fhrten (Urk. 33/11): Der Beschuldigte hatte unzulassigerweise einen Elekt-
ro-Roller getunt (der deshalb eine Geschwindigkeit von 38 statt 20 km/h erreichen
konnte) und war mit dem Gefahrt unter Marihuana-Einfluss am 26. Februar 2017
gegen Mitternacht ohne den erforderlichen Flhrerausweis und die nétige Haft-
pflichtversicherung unterwegs. Geahndet wurde auch ein mehrmonatiger erhebli-
cher Konsum von Cannabis sowie ein einmaliges Schnupfen von Kokain. Die
Vergehen und Ubertretungen wurden mit total 292 Stunden gemeinniitziger Arbeit
bestraft. Diese Straftaten fallen nicht in den vorliegend interessierenden Delikts-
zeitraum, beschlagen jedoch den strafrechtlichen Leumund des Beschuldigten
zusatzlich negativ, was zu einer weiteren, allerdings sehr leichten Straferhdhung
fahrt.

3.3. Der Beschuldigte legte schon am Tag seiner Verhaftung ein fast vollumfangli-
ches Gestandnis ab (Ordner 2 Urk. 2). Wenige Tage danach machte er in einem
Brief an die Staatsanwaltschaft weitere Angaben zu den Delikten (Ordner 1

Urk. 5/12). Da er die Adressen der Einbruchsobjekte zumindest teilweise nicht
mehr im Kopf hatte, bot er Hand fur eine Tatortsuchfahrt, die am 16. November
2015 (Protokoll in Ordner 2 Urk. 4) erfolgte. Der Beschuldigte zeigte sich sodann

nicht nur bezuglich seiner Beteiligung an den Einbruchdiebstahlen, die der Polizei
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gemeldet worden waren, vollumfanglich gestandig, sondern nannte darlber hin-
aus zusatzliche Taten und Tatorte, die von den Geschadigten der Polizei gar nicht

gemeldet worden waren (z.B. Dossier47).

Uberdies legte der Beschuldigte insofern eine ausserordentliche Kooperation an
den Tag, als erin den Einvernahmen wertvolle Details zu Mitbeschuldigten lieferte
(vgl. etwa Ordner 2 Urk. 3). Insgesamt half der Beschuldigte auch nach Ansicht
der Anklagebehdrde der Polizei ,immens® bei ihrer Arbeit (Urk. 8 S. 4).

Das Gestandnis und die Kooperation fuhren zu einer Strafreduktion von knapp ei-

nem Drittel (vgl. zum Ganzen auch Mathys, a.a.O., N 266 ff. mit Hinweisen).

3.4. Was die vom Beschuldigten schon vor Vorinstanz (Urk. 7 S. 7) und auch heu-
te (Prot. I S.6 und S. 18) bekundete Reue und Einsicht betrifft, so mag die neuer-
liche Straffalligkeit (Stichwort: , Toffli-Tuning”) Zweifel an deren Echtheit aufkom-
men lassen. Sein ubriges Verhalten in jungster Zeit, auf das sogleich im Rahmen
der Erwagungen zum Vollzug eingegangen werden wird, deutet aber darauf hin,
dass er nun tatsachlich einen anderen, delinquenzfreien Lebensweg einzuschla-
gen gedenkt. Insgesamt rechtfertigt sich eine - allerdings marginale - Strafsen-

kung.

3.5. Hingegen kann unter dem Titel "Strafempfindlichkeit/Folgenbericksichtigung"
keine weitere Strafreduktion erfolgen. Die (teilweise) Verblssung einer Freiheits-
strafe ist fUr jeden Tater mit einer gewissen Harte verbunden. Sie ist die unmittel-
bare gesetzméassige Folge der Sanktion. Der Beschuldigte wird im Ubrigen, so er
denn erwartungsgemass eine Ausbildung - in einem geschitzten Rahmen, beglei-
tet durch eine psychotherapeutische Behandlung - absolviert, den zu vollziehen-
den Teil der Freiheitsstrafe (vgl. dazu nachstehend Ziff. lll) in Halbgefangenschaft
verbussen kdnnen, weshalb sein berufliches Fortkommen nicht Ubermassig er-
schwert wird.

3.6. Aus den taterbezogenen Strafzumessungselementen ergibt sich damit eine

Strafreduktion von 15 Monaten auf 30 Monate Freiheitsstrafe.

Der Anrechnung der erstandenen Haft von 78 Tagen steht nichts entgegen.
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4. Busse

Die bereits von der Vorinstanz fur den Betdubungsmittelkonsum verhangte Busse
von Fr. 500.— (Urk. 24 S. 21 und S. 38) erweist sich als dem aus Art, Menge und
Dauer des Abusus fliessenden Verschulden und den finanziellen Verhaltnissen

des Beschuldigten (insbesondere dem erzielbaren Einkommen) angemessen.
5. Fazit

Der Beschuldigte ist somit zu bestrafen mit 30 Monaten Freiheitsstrafe, wovon 78

Tage durch Untersuchungshaft erstanden sind, sowie mit einer Busse von
Fr. 500.—.

Diese Strafe erweist sich, unter Bertcksichtigung der fallspezifischen Unterschie-
de, auch im Vergleich mit der gegen den Mittater AG. ausgefallten Strafe
(vgl. Urk. 32) sowie weiteren ahnlichen Entscheiden der Stratkammern des Ober-

gerichts des Kantons Zirich als angemessen.

lll. Vollzug

1. Freiheitsstrafe

1.1. Legalprognose

Wahrend nach dem alten Recht fur die Gewahrung des (damals fur Freiheitsstra-
fen bis zu 18 Monaten, heute flr solche bis zu 2 Jahren mdglichen) bedingten
Strafvollzugs eine gunstige Prognose erforderlich war, genigt nach dem neuen
Recht, Art. 42 Abs. 1 StGB, das Fehlen einer ungunstigen Prognose. Die Gewah-
rung des bedingten Strafaufschubs setzt mit anderen Worten nicht die positive
Erwartung voraus, der Tater werde sich bewahren, sondern es genugt die Abwe-

senheit der Befurchtung, dass er es nicht tun werde.

Fur Freiheitsstrafen von mehr als 2 und hochstens 3 Jahren sieht das Gesetz ne-

ben dem Vollzug der gesamten Strafe nur noch den teilbedingten Vollzug vor,
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nicht aber den vollbedingten (Art. 42 Abs. 1 und Art. 43 Abs. 1 StGB). Der Ge-
setzgeber geht bei Strafen in dieser Hohe davon aus, das Verschulden wiege

derart schwer, dass der Tater zum Ausgleich mindestens ein Teil der Strafe zu
verbussen habe (BGE 134 IV 1, BGE 134 IV 241).

Auch die bloss teilbedingte Strafe gemass Art. 43 StGB setzt das Fehlen einer
ungunstigen Prognose voraus. Dies ergibt sich zwar nicht aus dem Wortlaut, aber
aus Sinn und Zweck der Bestimmung. Wenn und soweit die Legalprognose nicht
schlecht ausfallt, muss der Vollzug zumindest eines Teils der Strafe bedingt auf-

geschoben werden.

Besonders gunstiger Verhaltnisse bedarf es, wenn der Beschuldigte innerhalb der
letzten 5 Jahre vor der neuen Tat zu einer bedingten oder unbedingten Freiheits-
strafe von mindestens 6 Monaten oder zu einer Geldstrafe von mindestens

180 Tagessatzen verurteilt wurde.

Letzteres ist beim Beschuldigten nicht der Fall, weshalb von der Vermutung einer

gunstigen Prognose auszugehen ist.

Dagegen spricht jedoch, dass der Beschuldigte schon als 16- bzw. 17-jahriger un-
ter anderem mehrere Diebstahle beging und 2 Tage Untersuchungshaft, eine Be-
strafung mit einem 10-tdgigen (wenn auch bedingten) Freiheitsentzug sowie die
Massnahme einer personlichen Betreuung ohne nachhaltige Wirkung blieben;
vielmehr wurde er um die Monatswende Januar/Februar 2015 wieder einschlagig
straffallig. Vier Monate spater begann er mit der vorliegenden Einbruchdiebstahls-

Serie. Das sind Indizien fur Unbelehrbarkeit bzw. Wiederholungsgefahr.

Kommt hinzu, dass der Beschuldigte nach wie vor keine Festanstellung hat und
keiner Vollzeitarbeit nachgeht und deshalb finanziell nicht auf eigenen Beinen
steht, sondern vom Sozialamt unterstitzt wird. Er ist lediglich temporar - im Rah-
men klrzerer Einsatze ohne Anspruch auf eine bestimmte, regelmassige Be-
schaftigungszeit - arbeitstatig. Die Mdglichkeit, dass er (auch wenn er nun ver-
mehrt Sport und Fitness betreibt) seine finanziellen Verhaltnisse wahrend der

Freizeit erneut auf Diebstahlstour aufzubessern versucht, ist fraglos grosser als
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bei Personen in seinem Alter mit geregelter Erwerbstatigkeit und konventionellem
Lebenswandel. Immerhin hat er in den vergangenen rund 2 %2 Jahren keine ein-
schlagigen Delikte mehr verubt. Straffallig geworden ist er freilich dennoch, indem
er Ende Februar 2017 sein Elektrozweirad ,frisiert* hat und unter Cannabisein-

fluss damit gefahren ist.

Legalprognostisch positiv zu werten ist demgegenuber, dass der Beschuldigte
den Kontakt zu seinen fruheren, deliktsbereiten Kollegen abgebrochen hat (Urk. 7
S. 4, Prot. II S. 13). Er hat sodann, wenn auch erfolglos, versucht, eine Festan-
stellung zu finden (welches Scheitern angesichts der fehlenden Ausbildung und
der seit Jahren nur sporadischen temporaren Arbeitstatigkeit nicht verwundert).
Vor allem aber schreibt der Beschuldigte nunmehr seine Lebens- und Ausbil-
dungsprobleme nicht mehr vorwiegend externen, von ihm kaum beeinflussbaren
Faktoren und dem ADHS-Syndrom zu; vielmehr hat er (endlich) eine gewisse
Selbstkritik und damit Einsicht entwickelt. Erstmals scheint er wirklich bestrebt,
ernsthaft an sich selbst zu arbeiten und dabei ,Nagel mit Képfen* zu machen. Da-
rauf deuten nicht nur seine Vorbringen hin - die sich in der Vergangenheit des Of-
teren als blosse Lippenbekenntnisse entpuppt haben -, sondern auch der von der
Verteidigung eingereichte arztliche Bericht (Urk. 38), auf den bereits im Rahmen
der Strafzumessung kurz eingegangen wurde. Demnach ist der Beschuldigte tat-
sachlich sehr motiviert, eine handwerkliche Lehre (vorzugsweise als Automecha-
niker) - wenn mdglich in einem geschitzten Rahmen - zu absolvieren und bereit,
parallel dazu die seit bereits gut sieben Monate laufende psychiatrisch-
psychotherapeutische Behandlung weiterzufihren. Diese hat insbesondere die
berufliche Integration des Beschuldigten, die Bearbeitung seines problematischen
Umgangs mit Autoritaten (z.B. dem Lehrmeister) sowie die Starkung der Frustra-
tionstoleranz und des Durchhaltevermogens zum Inhalt. In ihrem Bericht an die
Sozialversicherungsanstalt vom 20. Juni 2017 empfehlen die unterzeichnende
Facharztin fir Psychiatrie und Psychotherapie und der Fachpsychologe fir Psy-
chotherapie ,aufgrund der Eigenmotivierung ... und einer Entwicklung in seiner

Personlichkeit ... die Unterstlitzung einer beruflichen Massnahme®.
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Findet der Beschuldigte so den Weg, sich beruflich zu qualifizieren und einer be-
friedigenden und geregelten Arbeit nachzugehen, erhalt er unter anderem auch
die Gelegenheit, schuldenfrei und finanziell (auch hinsichtlich der Freizeitaktivita-
ten) selbstandig zu werden; damit schwindet die Versuchung, sich auf illegale

Weise Mittel zu verschaffen.

Schliesslich ist auch davon auszugehen, dass ihn die bereits erlittene Untersu-
chungshaft von 2 72 Monaten, der weitere Freiheitsentzug im Rahmen eines teil-
bedingten Vollzugs und das Damoklesschwert des Vollzugs einer eineinhalbjahri-
gen Reststrafe bei Ruckfall beeindrucken und von weiterer Delinquenz abhalten

werden.

Angesichts all dessen kann von einer Schlechtprognose noch einmal abgesehen

und der teilbedingte Vollzug gewahrt werden.

Um den verbleibenden Bedenken hinsichtlich der Legalprognose Rechnung zu

tragen, ist die Probezeit auf 3 Jahre festzusetzen.

1.2. Aufzuschiebender und zu vollziehender Teil der Freiheitsstrafe

Bei Gewahrung des teilbedingten Strafvollzugs darf der unbedingt vollziehbare
Teil die Halfte der Strafe nicht Ubersteigen (Art. 43 Abs. 2 StGB). Ausserdem
muss sowohl der aufgeschobene wie auch der zu vollziehende Teil der Freiheits-
strafe mindestens 6 Monate betragen (Art. 43 Abs. 3 Satz 1 StGB). Vorliegend

sind somit zwischen 6 und 15 Monaten zu vollziehen.

Das Verhaltnis der Strafteile ist so festzusetzen, dass darin die Wahrscheinlichkeit
der Legalbewahrung des Taters einerseits und dessen Einzeltatschuld anderer-
seits hinreichend zum Ausdruck kommen. Je gunstiger die Prognose und je klei-
ner die Vorwerfbarkeit der Tat sind, desto grésser muss der auf Bewahrung aus-
gesetzte Strafteil sein (BGE 134 IV 97; BGE 134 IV 1).

Unter Bertcksichtigung des im Rahmen der Strafzumessung dargelegten Ver-

schuldens und der - angesichts der konkreten Schritte des Beschuldigten - inzwi-
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schen verbesserten Legalprognose ist die Freiheitsstrafe im Umfang von 18 Mo-

naten aufzuschieben, wahrend 12 Monate zu vollziehen sind.
2. Busse

Die Busse ist zu bezahlen. Fir den Fall der schuldhaften Nichtbezahlung der
Busse hat die Vorinstanz die Ersatzfreiheitsstrafe, praxisgemass von einem Um-
wandlungssatz von Fr. 100.—/Tag ausgehend, auf 5 Tage festgesetzt (Urk. 24

S. 22 f.). Das ist korrekt und zu Ubernehmen.

IV. Kosten

1. Das erstinstanzliche Kostendispositiv ist nicht angefochten.

2. Im Berufungsverfahren dringt die Staatsanwaltschaft mit ihren Antragen auf Er-
hohung der Strafe und unbedingten Vollzug nicht durch. Der Beschuldigte unter-
liegt mit seinem Hauptantrag auf eine Freiheitsstrafe von 24 Monaten, unter Ge-
wahrung des bedingten Strafvollzugs mit einer Probezeit von 2 Jahren, aber auch
mit dem Eventualantrag auf Festsetzung des vollziehbaren Teils auf lediglich

6 Monate bei Ausfallung einer teilbedingten Freiheitsstrafe. Er appellierte immer-
hin insofern erfolgreich, als sowohl die Strafe wie auch der vollziehbare Teil redu-

ziert werden.

Unter diesen Umstanden sind die Kosten des Berufungsverfahrens, mit Ausnah-
me derjenigen der amtlichen Verteidigung, dem Beschuldigten zu einem Viertel

aufzuerlegen und zu drei Vierteln auf die Gerichtskasse zu nehmen.

Die Kosten der amtlichen Verteidigung im Betrag von Fr. 3'800.— inkl. Mehrwert-
steuer (Urk. 40 zuzlglich Aufwand fur die Berufungsverhandlung und Nachbe-
sprechung, pauschal aufgerundet) sind auf die Gerichtskasse zu nehmen, unter
Vorbehalt der Ruckzahlungspflicht gemass Art. 135 StPO fir einen Viertel.



-29-

Es wird beschlossen:

Es wird festgestellt, dass das Urteil des Bezirksgerichts Zurich,10. Abteilung,
vom 29. November 2016 mit Ausnahme der Dispositivziffern 4,5 und 6
(Freiheitsstrafe, Vollzug derselben, Busse und Ersatzfreiheitsstrafe) in

Rechtskraft erwachsen ist.

Mundliche Eroffnung und schriftiche Mitteilung mit nachfolgendem Urteil.

Es wird erkannt:

Der Beschuldigte wird bestraft mit 30 Monaten Freiheitsstrafe, wovon 78 Ta-

ge durch Untersuchungshaft erstanden sind, sowie mit Fr. 500.— Busse.

Der Vollzug der Freiheitsstrafe wird im Umfang von 18 Monaten aufgescho-
ben und die Probezeit auf 3 Jahre festgesetzt. Im Ubrigen (12 Monate, ab-

zuglich 78 Tage bereits erstandene Haft) wird die Strafe vollzogen.

Die Busse ist zu bezahlen. Bezahlt der Beschuldigte die Busse schuldhaft

nicht, so tritt an deren Stelle eine Ersatzfreiheitsstrafe von 5 Tagen.

Die zweitinstanzliche Gerichtsgebihr wird festgesetzt auf:

Fr. 2'500.— ; die weiteren Kosten betragen:
Fr. 3'800.— amtliche Verteidigung

Die Kosten des Berufungsverfahrens, mit Ausnahme derjenigen der amtli-
chen Verteidigung, werden zu einem Viertel dem Beschuldigten auferlegt

und zu drei Vierteln auf die Gerichtskasse genommen.

Die Kosten der amtlichen Verteidigung werden auf die Gerichtskasse ge-
nommen. Die Rickzahlungspflicht des Beschuldigten fir einen Viertel dieser

Kosten bleibt vorbehalten.

Mindliche Eroffnung und schriftiche Mitteilung im Dispositiv an

- die amtliche Verteidigung im Doppel fur sich und zuhanden des
Beschuldigten
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- die Staatsanwaltschaft Zirich-Limmat

- die Privatklagerschaft (betr. Dispositivziffer 1 des Beschlusses)

sowie in vollstandiger Ausfertigung an
- die amtliche Verteidigung im Doppel fur sich und zuhanden des
Beschuldigten

- die Staatsanwaltschaft Zirich-Limmat

und nach unbenutztem Ablauf der Rechtsmittelfrist bzw. Erledigung allfalli-
ger Rechtsmittel an
- die Vorinstanz [mit dem Ersuchen um Vornahme der notwendigen Mit-

teilungen an die Behdrden (Lagerbehdérden/Polizei) bzw. Publikation im
Amtsblatt]

- den Justizvollzug des Kantons Zurich, Abteilung Bewahrungs- und
Vollzugsdienste

- die KOST Zirich mit dem Formular "Léschung des DNA-Profils und
Vernichtung des ED-Materials" zwecks Loschung des DNA-Profils

- die Koordinationsstelle VOSTRA mit Formular A.

Rechtsmittel:

Gegen diesen Entscheid kann bundesrechtiche Beschwerde in Straf-

sachen erhoben werden.

Die Beschwerde istinnert 30 Tagen, von der Zustellung der vollstandigen,

begrindeten Ausfertigung an gerechnet, bei der Strafrechtlichen Abteilung

des Bundesgerichtes (1000 Lausanne 14) in derin Art. 42 des Bundesge-

richtsgesetzes vorgeschriebenen Weise schriftlich einzureichen.

Die Beschwerdelegitimation und die weiteren Beschwerdevoraussetzungen
richten sich nach den massgeblichen Bestimmungen des Bundesgerichts-

gesetzes.
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Obergericht des Kantons Zurich
Il. Strafkammer

Zurich, 19. September 2017

Der Prasident: Die Gerichtsschreiberin:

Oberrichter lic. iur. Spiess lic. iur. Leuthard



	Urteil vom 19. September 2017
	
 Anklage:
	Urteil der Vorinstanz:
	1. Der Beschuldigte ist schuldig
	 des mehrfachen bandenmässigen Diebstahls im Sinne von Art. 139 Ziff. 1 in Verbindung mit Ziff. 3 Abs. 2 StGB teilweise in Verbindung mit Art. 22 Abs. 1 StGB;
	 der mehrfachen Sachbeschädigung im Sinne von Art. 144 Abs. 1 StGB;
	 des mehrfachen Hausfriedensbruchs im Sinne von Art. 186 StGB;
	 der mehrfachen Übertretung des Betäubungsmittelgesetzes im Sinne von Art. 19a BetmG.

	2. Der Beschuldigte wird vom Vorwurf des Diebstahls, der Sachbeschädigung sowie des Hausfriedensbruchs gemäss Dossiernummer 10 freigesprochen.
	3. Auf die Anklage betreffend Übertretung des Betäubungsmittelgesetzes gemäss Dossiernummer 11 im Zeitraum vom April 2013 bis zum 29. November 2013 wird nicht eingetreten.
	4. Der Beschuldigte wird bestraft mit 36 Monaten Freiheitsstrafe wovon bis und mit heute 78 Tage durch Untersuchungshaft erstanden sind sowie mit einer Busse von Fr. 500.–.
	5. Der Vollzug der Freiheitsstrafe wird im Umfang von 18 Monaten aufgeschoben und die Probezeit auf 3 Jahre festgesetzt. Im Übrigen, das heisst im Umfang von 18 Monaten, abzüglich 78 Tage, die durch Untersuchungshaft erstanden sind, wird die Freiheits...
	6. Die Busse ist zu bezahlen. Bezahlt der Beschuldigte die Busse schuldhaft nicht, so tritt an deren Stelle eine Ersatzfreiheitsstrafe von 5 Tagen.
	7. Die mit Verfügung der Staatsanwaltschaft Zürich-Limmat vom 19. September 2016 beschlagnahmten Fr. 500.– werden eingezogen und zur Verfahrenskostendeckung verwendet.
	8. Die mit Verfügung der Staatsanwaltschaft Zürich-Limmat vom 1. September 2016 beschlagnahmten Gegenstände (Sachkautions-Nummer ... und ...):
	a) A…109 Mobiltelefon der Marke Samsung inkl. SIM-Karte "Swisscom", weisses Kabel und schwarzer Stecker
	b) A…582 Mobiltelefon der Marke iPhone
	c) A…750 Schraubenzieher (2 Stück)
	d) A…547 Handschuhe
	e) A…077 iPad
	f) A…086 Baseball Cap
	g) A…111 Shirt
	h) A…508 Schuhe
	i) A…044 Mobiltelefon der Marke IPhone
	j) A…536 Mobiltelefon der Marke HTC inkl. Speicherkarte
	k) A…077 iPod
	l) A…185 Mobiltelefon der Marke IPhone inkl. SIM Karte und Bumper
	m) A…972 MacBook Pro
	n) A…480 Laptop HP inkl. Ladekabel

	werden beschlagnahmt und nach Eintritt der Rechtskraft auf erstes Verlangen an die Berechtigten herausgegeben. Nicht abgeholte Gegenstände werden nach Ablauf von 6 Monaten der zuständigen Lagerbehörde zur gutscheinenden Verwendung überlassen.
	9. Folgende vom Forensischen Institut Zürich am 16. Mai 2015 sichergestellten Gegenstände werden eingezogen und bei den Akten belassen:
	 Tatort-Fotografie (Asservat-Nr. A008'173'293)
	 Handwerkzeug (Asservat-Nr. A008'173'306)
	 DNA-Spur - Wattetupfer (Asservat-Nr. A008'173'475)
	 Daktyloskopische Spur - Folie (Asservat-Nr. A008'173'317)
	 Daktyloskopische Spur - Folie (Asservat-Nr. A008'173'395)
	 DNA-Spur - Wattetupfer (Asservat-Nr. A008'173'431)
	 Schuhabdruckspur - Folie (Asservat-Nr. A008'173'442)
	 Mikrospuren - Klebbandasservat (Asservat-Nr. A008'173'453)

	10. Folgende vom Forensischen Institut Zürich am 22. Oktober 2015 sichergestellten Gegenstände werden eingezogen und bei den Akten belassen:
	 Schuhsohlenvergleichsabdruck - Folie (Asservat-Nr. A008'604'271)
	 DNA-Spur - Wattetupfer (Asservat-Nr. A008'604'340)
	 DNA-Spur - Gegenstand (Asservat-Nr. A008'604'351)
	 Schuhsohlenvergleichsabdruck - Folie (Asservat-Nr. A008'604'282)
	 DNA-Spur - Wattetupfer (Asservat-Nr. A008'604'384)
	 DNA-Spur - Gegenstand (Asservat-Nr. A008'604'395)
	 Schuhsohlenvergleichsabdruck - Folie (Asservat-Nr. A008'604'306)
	 Schuhsohlenvergleichsabdruck - Folie (Asservat-Nr. A008'604'328)

	11. Der Beschuldigte wird (unter allfälliger solidarischer Haftung anderer Beteiligter) verpflichtet, den nachfolgenden Privatklägern die folgenden Schadenersatzbeträge zu bezahlen:
	 B._____ AG, vertreten durch C._____ (Dossier 26) Fr. 441.70,
	 Café D._____, vertreten durch E._____ (Dossier 22) Fr. 500.– zzgl. 5% Zins seit dem 3. Juli 2015,
	 F._____ Versicherungen, vertreten durch G._____ (Dossier 22) Fr. 1'909.–,
	 Coiffeur-Salon H._____, vertreten durch I._____ (Dossier 15) Fr. 500.–,
	 J._____ Versicherung AG, vertreten durch K._____ (Dossier 15) Fr. 793.60,
	 Gemeinde L._____, vertreten durch M._____ (Dossier 42) Fr. 4'296.80 zzgl. 5% Zins seit dem 30. Juli 2015,
	 Restaurant N._____, vertreten durch O._____ (Dossier 36) Fr. 792.–,
	 P._____ Versicherungsgesellschaft AG, vertreten durch Q._____ (Dossier 38) Fr. 4'634.75 zzgl. 5% Zins seit dem 6. Januar 2016,
	 R._____ AG, z.H. Herr S._____, ... [Adresse] (Dossier 14) Fr. 3'952.45 wobei die T._____ Versicherung durch ihre Zahlung in Höhe von Fr. 1'976.20.– die Forderung subrogiert hat,
	 U._____ AG, vertreten durch V._____ (Dossier 37) Fr. 1'257.15 zzgl. 5% Zins seit dem 23. Juli 2015.

	Im allfälligen Mehrbetrag werden die jeweiligen Schadenersatzbegehren auf den Weg des Zivilprozesses verwiesen.
	12. Die nachfolgenden Privatkläger werden mit ihren Zivilansprüchen vollumfänglich auf den Weg des Zivilprozesses verwiesen:
	 Restaurant W._____, ... [Adresse],
	 AA._____, ... [Adresse],
	 AB._____ Management AG (Dossier 18, 19 und 20),
	 J._____ Versicherungs-Gesellschaft, ... [Adresse],

	13. Auf die Schadenersatzbegehren der Privatkläger AC._____ (Dossier 21) und AD._____ AG (Dossier 39) wird nicht eingetreten.
	14. Das Genugtuungsbegehren des Privatklägers AE._____ in der Höhe von Fr. 200.– wird abgewiesen.
	15. Die Entscheidgebühr wird festgesetzt auf:
	16. Die Kosten der Untersuchung und des gerichtlichen Verfahrens werden dem Beschuldigten auferlegt.
	17. Die Kosten der amtlichen Verteidigung werden auf die Gerichtskasse genommen; vorbehalten bleibt eine Nachforderung gemäss Art. 135 Abs. 4 StPO. Über die Höhe der Kosten der amtlichen Verteidigung wird mit separatem Beschluss entschieden.
	Berufungsanträge:
	Erwägungen:
	Es wird beschlossen:
	1. Es wird festgestellt, dass das Urteil des Bezirksgerichts Zürich,10. Abteilung, vom 29. November 2016 mit Ausnahme der Dispositivziffern 4, 5 und 6 (Freiheitsstrafe, Vollzug derselben, Busse und Ersatzfreiheitsstrafe) in Rechtskraft erwachsen ist.
	2. Mündliche Eröffnung und schriftliche Mitteilung mit nachfolgendem Urteil.
	Es wird erkannt:
	1. Der Beschuldigte wird bestraft mit 30 Monaten Freiheitsstrafe, wovon 78 Tage durch Untersuchungshaft erstanden sind, sowie mit Fr. 500.– Busse.
	2. Der Vollzug der Freiheitsstrafe wird im Umfang von 18 Monaten aufgeschoben und die Probezeit auf 3 Jahre festgesetzt. Im Übrigen (12 Monate, abzüglich 78 Tage bereits erstandene Haft) wird die Strafe vollzogen.
	3. Die Busse ist zu bezahlen. Bezahlt der Beschuldigte die Busse schuldhaft nicht, so tritt an deren Stelle eine Ersatzfreiheitsstrafe von 5 Tagen.
	4. Die zweitinstanzliche Gerichtsgebühr wird festgesetzt auf:
	5. Die Kosten des Berufungsverfahrens, mit Ausnahme derjenigen der amtlichen Verteidigung, werden zu einem Viertel dem Beschuldigten auferlegt und zu drei Vierteln auf die Gerichtskasse genommen.
	6. Die Kosten der amtlichen Verteidigung werden auf die Gerichtskasse genommen. Die Rückzahlungspflicht des Beschuldigten für einen Viertel dieser Kosten bleibt vorbehalten.
	7. Mündliche Eröffnung und schriftliche Mitteilung im Dispositiv an
	 die amtliche Verteidigung im Doppel für sich und zuhanden des Beschuldigten
	 die Staatsanwaltschaft Zürich-Limmat
	 die Privatklägerschaft (betr. Dispositivziffer 1 des Beschlusses)
	 die amtliche Verteidigung im Doppel für sich und zuhanden des Beschuldigten
	 die Staatsanwaltschaft Zürich-Limmat
	 die Vorinstanz [mit dem Ersuchen um Vornahme der notwendigen Mitteilungen an die Behörden (Lagerbehörden/Polizei) bzw. Publikation im Amtsblatt]
	 den Justizvollzug des Kantons Zürich, Abteilung Bewährungs- und Vollzugsdienste
	 die KOST Zürich mit dem Formular "Löschung des DNA-Profils und Vernichtung des ED-Materials" zwecks Löschung des DNA-Profils
	 die Koordinationsstelle VOSTRA mit Formular A.

	8. Rechtsmittel:

